
Zu den bedeutendsten Aufgaben, die wir
mit ins neue Jahrhundert nehmen, zählen
die weiteren Folgearbeiten der deutschen
Wiedervereinigung. Die hier angestellten
Überlegungen gelten deren ökonomischem
Teil, der wiederum Voraussetzung für das
Gelingen weiterer Aspekte des Zusammen-
wachsens unseres Landes ist.

Der Weg entsteht beim Gehen. Die alte
Weisheit gilt auch für den Prozeß der Wie-
dervereinigung. Er ließ sich in vielem nicht
vorhersagen und wird auch in Zukunft noch
Überraschungen bringen. Doch es gibt, ge-
rade in der Ökonomie, eherne Gesetzmäßig-
keiten, die man nicht aushebeln und nicht
ungestraft ignorieren kann. Der vergebliche
Versuch, es doch zu tun und letztlich im-
mer wieder auf den Staat zurückzugreifen,
hat schon die alte Bundesrepublik immer
wieder zurückgeworfen.

Die folgende, auf das Wesentliche konzen-
trierte Zwischenbilanz skizziert, welche Art
von Wirtschaftspolitik, welcher Gebrauch
der zur Verfügung stehenden Instrumente
und welche Rollenverteilung der Akteure
notwendig sind, um die neuen Länder auf
dem Weg zur Eigenständigkeit weiter vor-
anzubringen, ohne daß die Volkswirt-
schaft als Ganze dadurch Rückschläge er-
leidet. Vielleicht können die Verantwortli-
chen in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft
sich, Vorurteile und Ideologien überwin-

dend, auf die hier umrissenen ordnungspo-
litischen Grundlagen und Prioritätensetzun-
gen verständigen.

Es wäre an der Zeit. Denn zehn Jahre nach
der Begeisterung über die �Wende� in Ost-
deutschland hat sich Ernüchterung, wenn
nicht gar Enttäuschung über den bisherigen
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Verlauf des Aufholprozesses eingestellt. Es
ist vor allem die unverändert hohe Arbeits-
losigkeit, die bedrückt; auch das gesamt-
wirtschaftliche Wachstumstempo hat in
den letzten Jahren deutlich nachgelassen.
Die Erfolge im Aufbauprozeß, die seit 1990
erzielt worden sind, werden darüber leicht
übersehen. In einer solchen Situation gedei-
hen Forderungen, dem Staat größere Ver-
antwortung zuzuschieben. Sachgerecht ist
dies aber nicht: Letztlich bedarf es gerade
auch in Ostdeutschland vermehrter Freiräu-
me für privatwirtschaftliche Aktivitäten, um
der wirtschaftlichen Entwicklung neuen
Schwung zu geben. Gleichwohl kommt der
Wirtschaftspolitik eine wichtige Aufgabe zu,
nämlich hierfür die richtigen Rahmenbedin-
gungen zu setzen. Hierbei stehen alle wirt-
schaftspolitischen Akteure � Bund, ostdeut-
sche Länder und Tarifvertragsparteien �
gleichermaßen in der Pflicht.

Aufbau Ost: Mehr Licht als
Schatten

Um die Erfolge im Anpassungsprozeß der
ostdeutschen Wirtschaft richtig einschätzen
zu können, ist heute � immer noch oder
schon wieder � daran zu erinnern, wie de-
solat die Lage der DDR-Wirtschaft am
Ende der achtziger Jahre war: Die Produkti-
vität lag, bestenfalls, bei einem Drittel des

westdeutschen Niveaus � heute hingegen
sind es rund 60 Prozent. Der unternehmeri-
sche Kapitalstock war in weiten Teilen ver-
schlissen � heute produzieren viele Betriebe
in den neuen Ländern mit moderneren Ma-
schinen als ihre westdeutschen Konkurren-
ten. Die Ausstattung mit Telekommunikati-
onseinrichtungen, das Verkehrswegenetz,

die Umweltqualität waren katastrophal �
heute gibt es, mit Ausnahme vielleicht des
Verkehrsbereichs, kaum noch Unterschiede
zum Westen. Und schließlich: Das Waren-
angebot war unzureichend, viele Produkte
waren gar nicht verfügbar, viele nicht in der
von den Konsumenten gewünschten Quali-
tät � heute hingegen steht den Menschen
in Ostdeutschland die ganze Vielfalt des
Weltmarktangebots offen. Und während im
Herbst 1989 die Zukunftsaussichten der
DDR-Wirtschaft selbst von führenden Ver-
tretern der Regierung äußerst skeptisch be-
urteilt wurden, rechnet heute kaum jemand
ernsthaft damit, daß die gewünschte An-
gleichung der Lebensverhältnisse zum We-
sten nicht geschafft werden könnte. Kurz-
um: Gemessen an der Ausgangslage ist der
Aufbauprozeß in den neuen Ländern eine
Erfolgsgeschichte.

Dennoch steht nicht alles zum Besten.
Was nicht befriedigen kann, ist vor allem
die Situation am Arbeitsmarkt. Waren in
der DDR mehr als 9 Millionen Personen
beschäftigt, gibt es mittlerweile nur noch
6,2 Millionen Arbeitsplätze, davon ein er-
heblicher Teil staatlich subventioniert. Die
Unterbeschäftigungsquote, die neben der
offenen auch die verdeckte Arbeitslosigkeit
einschließt, liegt nach wie vor bei rund 25
Prozent. Es fehlen also wenigstens zwei
Millionen Arbeitsplätze am ersten Arbeits-
markt. Als weiteres Zeichen dafür, daß die
Anpassung an marktwirtschaftliche Verhält-
nisse noch nicht abgeschlossen ist, gilt
auch die Tatsache, daß ein beträchtlicher
Teil der Unternehmen am Markt noch im-
mer nicht Fuß fassen konnte. So liegt der
Anteil von Unternehmen, die mit Verlust
arbeiten, nach Angaben der Deutschen
Bundesbank in Ostdeutschland mit mehr
als 30 Prozent aller Unternehmen deutlich
höher als im Westen, und vielfach handelt
es sich dabei um Betriebe, denen auch
kaum gute Zukunftsaussichten eingeräumt
werden können.

Aufgabe der Wirtschaftspolitik ist es, die richtigen
Rahmenbedingungen zu setzen
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Das Ausscheiden vieler dieser Betriebe aus
dem Markt ist ein Grund dafür, daß die
Wachstumsraten mit nur noch etwa 2 Pro-
zent jährlich das westdeutsche Niveau
kaum noch übersteigen. Wirklich besorgnis-
erregend ist dies aber nicht. Es spiegelt
sich hierin vor allem die notwendige Struk-
turbereinigung in der Bauwirtschaft wider.
Im Verarbeitenden Gewerbe hingegen, auf
das es wegen seiner überregionalen Orien-
tierung besonders ankommt, waren im Jah-
re 1998 sogar zweistellige Zuwachsraten
bei der Produktion zu verzeichnen. Zwar ist
im laufenden Jahr eine Abflachung des in-
dustriellen Produktionswachstums festzu-
stellen; dies ist aber im wesentlichen Re-
flex der schwachen Konjunktur in Deutsch-
land und daher nicht als Zeichen für ein
Ende des Aufholprozesses in der Industrie
zu werten. Wichtiger ist, daß immer mehr
Betriebe es schaffen, mit wettbewerbsfähi-
gen Produkten gegen auswärtige Konkur-
renz zu bestehen. Dies läßt erwarten, daß
der Aufholprozeß schon bald wieder an
Fahrt gewinnen wird.

land durch den massiven Einsatz des In-
strumentariums der Wirtschaftsförderung,
und schließlich in der Nachqualifizierung
ostdeutscher Erwerbspersonen. Forderun-
gen nach Erhalt nicht wettbewerbsfähiger
Strukturen � beschönigend als �industrielle
Kerne� bezeichnet � hat die Bundesregie-
rung zunächst eine deutliche Absage erteilt.
Mit abnehmendem Tempo des Aufholpro-
zesses haben sich freilich auch in der Wirt-
schaftspolitik die Prioritäten verlagert.
Stand am Anfang die Beseitigung bzw.
Kompensation der aus jahrzehntelanger
Vernachlässigung resultierenden Standort-
defizite im Mittelpunkt, so rückten später
ausgleichs- und sozialpolitische Überlegun-
gen in den Vordergrund, die vor allem aus
einer Fehlinterpretation der grundgesetzlich
fixierten �Einheitlichkeit der Lebensverhält-
nisse� herrührten: Solange nämlich das
Einkommensniveau in Ostdeutschland, so
eine gängige Argumentation, noch immer
deutlich hinter der Westdeutschlands zu-
rückläge, bedürfe es fortdauernder Hilfen
im Rahmen der Wirtschaftsförderung; mehr
noch, solange am Markt nicht genügend
Arbeitsplätze bereitstünden, sei auch ein
hohes Niveau arbeitsmarktpolitischer Auf-
fangmaßnahmen erforderlich. Diese Akzent-
verschiebung aber birgt Gefahren, denn in
einer Marktwirtschaft kann der Staat nicht
die Verantwortung für ein bestimmtes Ein-
kommens- und Beschäftigungsniveau über-
nehmen. Letzteres ergibt sich erst aus dem
dezentralen Handeln einer Vielzahl von Un-
ternehmen. Hierfür jedoch muß die Politik
Freiräume schaffen � durch Rückführung
der Steuerbelastung, durch Abbau lei-
stungshemmender Regeln und durch Bereit-
stellung öffentlicher Güter. Hieran zu erin-
nern tut gerade in Ostdeutschland not, wo
das Verständnis für marktwirtschaftliche
Zusammenhänge nur gering ausgeprägt ist.

Förderpolitik: Den Weg zur
Normalität finden

Wichtiger Bestandteil der wachstumsorien-
tierten Strategie ist die Investitionsförde-
rung. Nach derzeitigem Rechtsstand gelten

Die Wirtschaftspolitik hat von Anfang an
den Aufbau in den neuen Ländern tatkräftig
begleitet. In Übereinstimmung mit Empfeh-
lungen aus der Wissenschaft hat sie einer-
seits im Rahmen einer Strategie �Auf-
schwung-Ost� die Wachstumskräfte in den
neuen Ländern kräftig gefördert, anderer-
seits den infolge der Stillegung unrentabler
Betriebe unausweichlichen Anstieg der Ar-
beitslosigkeit sozial abgefedert. Dies war,
auch im Nachhinein betrachtet, richtig,
denn Ostdeutschland sollte möglichst
schnell auf eigenen Füßen stehen können.

Die Wachstumsorientierung der Wirt-
schaftspolitik kam dreifach zum Ausdruck:
in der schnellen Privatisierung der als sa-
nierungsfähig eingestuften Staatsunterneh-
men durch die Treuhandanstalt, in der Be-
günstigung von Investitionen in Ostdeutsch-

Wirtschaftspolitik:
Weniger ist mehr

Einkommensentwicklung in Ost und West

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
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bis zum Ende des Jahres 2004 in Ost-
deutschland Sonderregeln bei der Wirt-
schaftsförderung. Wichtigster Kern dieser
Sonderförderung sind die Investitionszula-
gen von bis zu 20 Prozent der Investitions-
summe, die Unternehmen des Verarbeiten-
den Gewerbes und ausgewählter produkti-
onsnaher Dienstleistungszweige gewährt
werden. Mit einer Zulage von 10 Prozent
werden darüber hinaus � für einen kürzeren
Zeitraum � Investitionen von Betrieben des
Handwerks und des kleinflächigen inner-
städtischen Einzelhandels gefördert. Außer-
dem können überregional tätige Unterneh-
men durch Investitionszuschüsse im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe �Verbesse-
rung der Regionalen Wirtschaftsstruktur�
besonders gefördert werden. Schließlich fin-
det auch das Instrumentarium der Exi-
stenzgründungs- und Mittelstandsförderung
(zinsverbilligte Kredite der Förderbanken
des Bundes) sowie der Innovationsförde-
rung in Ostdeutschland Anwendung, zum
Teil mit besonderen Konditionen.

An den derzeit gültigen Regelungen wird
man � schon aus Gründen des Vertrauens-
schutzes � wohl nicht rütteln können. Über
das Jahr 2004 hinaus aber sollte die be-
sondere Wirtschaftsförderung für die neuen
Länder nicht fortgeführt werden. Die einzig
stichhaltige Begründung für die Sonderför-
derung liegt ja darin, daß sie der Kompen-
sation von solchen Standortnachteilen

dient, die letztlich dem DDR-Regime zuzu-
schreiben sind, wie Defiziten bei der Infra-
struktur, bei der Eigenkapitalausstattung
oder � schon fragwürdiger � bei der Stabili-
tät des Unternehmenssektors. Diese Stand-
ortdefizite spielen jedoch heute schon
längst nicht mehr die Rolle, die ihnen An-
fang der neunziger Jahre zukam. Hinzu
kommt, daß die Anreizwirkung jeder Förde-
rung mit zunehmender Gewöhnung ab-
nimmt und die Wahrscheinlichkeit von
Fehlinvestitionen steigt, die lediglich durch
die Förderung rentabel gemacht werden.

Nicht allein von der Begründung, sondern
auch von der Wirksamkeit her ist die Wirt-
schaftsförderung in den neuen Ländern des-
halb heute viel weniger gerechtfertigt als zu
Beginn des Transformationsprozesses.
Ganz abgesehen davon spricht manches
dafür, daß die Investitionsförderung zu ei-
ner Begünstigung kapitalintensiver Produk-
tionen geführt hat, die nur geringe Beschäf-
tigungseffekte aufweisen.

Wenn hier für eine Reduktion der Förderung
plädiert wird, so geht es dabei, wohlge-
merkt, nur um die Sonderförderung-Ost.
Hilfen, die auch in Westdeutschland ge-
währt werden, können den neuen Ländern
nicht verweigert werden. Es sollten jedoch
alle Programme der Wirtschaftsförderung
nach 2004 bundeseinheitlich geregelt wer-
den. Selbst dies würde � so zum Beispiel
bei der an Meßgrößen der regionalen Wirt-
schaftskraft orientierten Regionalförderung
� noch immer eine Begünstigungung der
neuen Länder bedeuten. Freilich gehören
auch die Subventionen in den alten Län-
dern auf den Prüfstand; ihr Abbau kommt
trotz aller anderslautenden Bekenntnisse
ebenfalls kaum voran.

Forciert werden sollte hingegen der Ausbau
der wirtschaftsnahen Infrastruktur als eine
wichtige Voraussetzung für die Ansiedlung
weiterer Unternehmen in den neuen Län-
dern. Hier liegt, trotz guten Ausbauzustan-

des der vorhandenen überregionalen Stra-
ßen, noch einiges im argen. So besteht vor
allem auf kommunaler Ebene, aber auch
bei der Erweiterung des Fernverkehrsnetzes
noch immer Investitionsbedarf. Dies
schließt nicht aus, daß einzelne Projekte
aufgrund veränderter Bedarfsprognosen ge-
streckt oder gar ganz aufgegeben werden;
ein Nachlassen der Anstrengungen auf die-
sem Gebiet würde aber den Aufholprozeß
hemmen und damit erneute Rufe nach einer
Fortsetzung der Unternehmensförderung
laut werden lassen. Auch mit Blick auf das

Ziel des Subventionsabbaus wäre eine
Rückführung der Investitionen in die wirt-
schaftsnahe Infrastruktur daher kontrapro-
duktiv.

Unternehmenssanierung:
Subventionierung beenden

Besondere Beachtung verdient in diesem
Zusammenhang die Politik der Bundesan-
stalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga-
ben (BvS), eine der Nachfolgeeinrichtungen
der Treuhandanstalt. Ursprünglich gegrün-
det, um die ordnungsgemäße Abwicklung
der von der Treuhandanstalt geschlossenen
Verträge zu kontrollieren, ist sie in den
letzten Jahren zunehmend unter Druck ge-
raten, notleidenden Betrieben unter die
Arme zu greifen. Sie hat diesem Druck nur
halbherzig widerstanden. Zwar ist die Zahl
der Fälle, in denen es zu derartigen �Auf-
fanglösungen� gekommen ist, im Verhältnis
zur Zahl der insgesamt von der BvS betreu-
ten Verträge gering. So hat sie sich in den
Jahren 1996 bis 1998 bei insgesamt rund
40.000 zu betreuenden Verträgen an 156
solcher Aktionen beteiligt. Problematisch
ist denn auch eher der Tatbestand an sich,
handelt es sich hierbei eben in aller Regel
um solche Unternehmen, die sich bislang
nicht am Markt etablieren konnten. Auch
wenn die BvS darauf achtet, daß die Sanie-
rungsfähigkeit des Unternehmens gegeben
ist und daß sich Landesregierungen, Kapi-
talgeber und Belegschaft in angemessener
Weise an derartigen Rettungsaktionen be-
teiligen, werden hier Erhaltungssubventio-
nen für Unternehmen gewährt, bei denen
privaten Investoren das Risiko eines Kapi-
talverlustes zu hoch erscheint. Damit wird
aber der Selektionsmechanismus des Mark-
tes außer Kraft gesetzt � eine aus ord-
nungspolitischer Sicht fatale Entwicklung.

Sollte ursprünglich die BvS zum Jahresende
2000 ihre Tätigkeit beendet haben, rechnet
die Bundesregierung jetzt damit, daß sie
wenigstens bis zum Jahre 2002 bestehen
bleiben wird. Überdies soll die Verantwor-
tung für die Nachbesserung bestehender

Tätigkeit der Bundesanstalt für vereinigungsbe-
dingte Sonderaufgaben beenden
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Ohnehin sollte klar sein, daß Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen kein Substitut für
die am ersten Arbeitsmarkt fehlenden zwei
Millionen Arbeitsplätze sein können. Es ist
daher äußerst problematisch, wenn einzel-
ne ostdeutsche Landesregierungen offen
eine weitere Expansion des zweiten Ar-
beitsmarktes fordern. Eine dauerhafte Lö-
sung für die Arbeitsmarktprobleme Ost-
deutschlands wird sich nur finden lassen,
wenn dauerhaft mehr Beschäftigung renta-
bel wird. Aufgabe der Politik ist es, hierfür
die Rahmenbedingungen zu optimieren,
nicht aber selbst Arbeitsplätze bereitzustel-
len.

Lohnpolitik: Kein Spiel-
raum für weitere Anglei-
chung

Als eine schwere Hypothek für den Aufbau-
prozeß erwiesen sich die in den ersten Jah-
ren nach der Wiedervereinigung in den neu-
en Ländern vereinbarten Lohnerhöhungen.
Angesichts der niedrigen Leistungskraft der
ostdeutschen Betriebe und des hohen Ange-
bots an Arbeitskräften hätten zunächst ent-
sprechend geringe Lohnsätze vereinbart
werden müssen. Doch die Tarifvertragspar-
teien haben es � freilich auch durch die Po-
litik getrieben � versäumt, ihrer gesamt-
wirtschaftlichen Verantwortung nachzu-
kommen. Im Vertrauen auf optimistische
Vorhersagen eines zweiten �Wirtschafts-
wunders� einigten sie sich auf Lohnsteige-
rungen, die auf eine baldige Angleichung
des Einkommensniveaus an westdeutsche
Werte abzielten. Auf diese Weise sind Ar-
beitsplätze, die sonst hätten erhalten wer-
den können, zunichte gemacht worden, und
das Entstehen neuer Arbeitsplätze wurde
massiv behindert.

Zuzugestehen ist, daß die Lohnpolitik,
nachdem die Unmöglichkeit einer raschen
Einkommensangleichung erkannt wurde,
auf einen moderateren Kurs eingeschwenkt
ist. Der anfängliche Niveausprung bei den
Tariflöhnen wurde jedoch nicht korrigiert;

Verträge einer Tochtergesellschaft der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau übertragen
werden. Damit besteht die Gefahr, daß Er-
haltungssubventionen für notleidende Be-
triebe auch in Zukunft in nicht unbeträchtli-
chem Umfange gewährt werden. Die EU-
Kommission hat zwar angekündigt, daß sie
im Rahmen ihrer  Beihilfeaufsicht künftig
derartige Hilfen im Regelfall nicht mehr ge-
nehmigen wird; ob sie sich hiermit durch-
setzen kann, ist angesichts des sich for-
mierenden Widerstandes aber fraglich. Um
Wettbewerbsverzerrungen und die Fehllei-
tung knappen Kapitals zu vermeiden, soll-
ten Erhaltungssubventionen für ehemalige
Treuhand-Unternehmen deshalb nicht län-
ger gewährt werden. Ratsam ist es, die Tä-
tigkeit der BvS möglichst schnell zu been-
den, anstatt ihre Aufgaben auf Institutionen

mit unbegrenzter Lebensdauer zu übertra-
gen. Wenn sich kein privater Investor fin-
det, in Not geratene Betriebe zu überneh-
men, dürfte es um deren Sanierungsfähig-
keit nicht gut bestellt sein.

Arbeitsmarktpolitik: Nur
ein Notbehelf

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen hatten
von Beginn an in den neuen Ländern erheb-
liche Bedeutung. Richteten sich die Maß-
nahmen zunächst primär darauf, das Ar-
beitsangebot durch vorzeitige Verrentung zu
reduzieren, ist im Laufe der Zeit die Schaf-
fung von Ersatzarbeitsplätzen in besonde-
ren Beschäftigungsgesellschaften in den
Vordergrund gerückt. Im Jahre 1998 waren
rund 150.000 Personen in diesem zweiten
Arbeitsmarkt beschäftigt. Zusätzlich wur-
den in Ostdeutschland rund 165.000 Ar-
beitsplätze durch Lohnkostenzuschüsse
subventioniert.

Zwar ist unumstritten, daß arbeitsmarktpo-
litische Hilfen eine wichtige sozialpoliti-

sche Funktion erfüllen. Eine Brücke in den
ersten Arbeitsmarkt stellen sie jedoch nur
selten dar. Eine am ersten Arbeitsmarkt
verwertbare Qualifizierung erwerben näm-
lich die Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen (ABM) in vielen Fällen nicht,
vor allem weil die Verzerrung der Faktor-
preisverhältnisse bei ABM die Anwendung
arbeitsintensiver, technisch veralteter Pro-
duktionsverfahren begünstigt. Es wundert
daher nicht, daß ein Großteil der Maßnah-
menteilnehmer zwischen Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen und offener Arbeitslosig-
keit hin und her wechselt, aber keine regu-
läre Beschäftigung findet.

Gravierender ist freilich, daß durch ABM
sogar Arbeitsplätze am ersten Arbeitsmarkt
verdrängt werden, wenn ABM-geförderte In-

stitutionen in Konkurrenz zu privaten Un-
ternehmen treten. Besonders für den Be-
reich des Garten- und Landschaftsbaus ist
dies belegt. Zudem stellen Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen auch keine kostengünsti-
ge Alternative zur offenen Arbeitslosigkeit
dar, vor allem weil die Teilnahme an ABM
erneute Leistungsansprüche an die Arbeits-
losenversicherung eröffnet. Soweit dies zu
einer Erhöhung der Lohnnebenkosten bei-
trägt, werden damit weitere Arbeitsplätze
am regulären Arbeitsmarkt gefährdet. Ange-
sichts dieser Spirale ist die Arbeitsmarktpo-
litik geradezu kontraproduktiv.

Es mag sein, daß diese Nachteile im Falle
von Lohnkostenzuschüssen für die Einstel-
lung von Arbeitslosen weniger gravierend
sind. Gleichwohl produziert das Instrument
lediglich Mitnahmeeffekte, wenn es sich
dabei um wettbewerbsfähige Arbeitsplätze
handelt, und es stellt eine Fehlallokation
knapper öffentlicher Gelder dar, wenn es
sich um Arbeitsplätze handelt, die nur
durch die Förderung rentabel gemacht wur-
den. Wie man es dreht und wendet, Ar-
beitsmarktpolitik in dieser Form löst die Ar-
beitsmarktprobleme nicht.

Lohnkostenzuschüsse produzieren lediglich
Mitnahmeeffekte
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vielmehr erreichen die tariflichen Stunden-
löhne im Durchschnitt der ostdeutschen
Wirtschaft inzwischen rund 86 Prozent des
westdeutschen Niveaus. Da die gesamt-
wirtschaftliche Arbeitsproduktivität � je
Stunde gerechnet � aber nur bei 56 Prozent
des westdeutschen Wertes liegt, resultiert
hieraus eine immer noch erhebliche Kosten-
mehrbelastung, der sich immer mehr Be-
triebe durch untertarifliche Bezahlung zu
entziehen suchen: Nach Schätzungen des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung werden im ostdeutschen Unterneh-
menssektor nur noch gut 40 Prozent aller
Beschäftigten durch einen Tarifvertrag er-
faßt. Je Arbeitsstunde gerechnet, liegen die
Effektivlöhne daher im Durchschnitt der
ostdeutschen Wirtschaft nur bei 69 Pro-
zent des westdeutschen Wertes. Doch auch
dies ist, gemessen an der Produktivität,
noch zu hoch. So übersteigen die Lohn-
stückkosten als Indikator der Wettbewerbs-
fähigkeit ostdeutscher Unternehmen den
westdeutschen Durchschnittswert noch im-
mer um fast 20 Prozent. Also tut Lohnzu-
rückhaltung auch weiter not, um die Lücke
zwischen Arbeitskosten und Produktivität
zu schließen. Dies schließt natürlich nicht
aus, daß in prosperierenden Unternehmen
auch übertarifliche Löhne gezahlt werden
können.

Die Erosion des Flächentarifvertrags in den
neuen Ländern bietet zugleich Anschau-
ungsunterricht zum Zustand des Tarifwe-
sens überhaupt. Wer zentralisierten Ver-
handlungen über Lohnhöhe und Arbeitsbe-
dingungen ohnehin skeptisch gegenüber-
steht, könnte versucht sein, deren Aushöh-
lung in Ostdeutschland zu begrüßen. Zu be-
denken ist aber, daß der Flächentarifvertrag
für Arbeitnehmer wie für Arbeitgeber Vortei-
le bringen kann, weil dadurch die individu-
ell zu tragenden Kosten der Verhandlungen
über Lohnhöhe und Arbeitsbedingungen mi-
nimiert werden. Will man deshalb den Flä-
chentarifvertrag retten, bedarf er allerdings
gründlicher Reform: Er darf lediglich solche
Mindestbedingungen festschreiben, die
auch schwache Unternehmen tragen kön-
nen. Des weiteren muß gewährleistet sein,
daß temporäre Abweichungen vom Tarifver-
trag möglich sind, wenn auf diese Weise
sanierungsfähige Unternehmen gerettet
werden können. Erforderlich ist überdies,
die tarifvertraglichen Regelungen stärker
den regionalen und sektoralen Unterschie-
den in der Leistungskraft der Unternehmen
anzupassen. Nur unter solchen Vorausset-
zungen können die Tarifvertragsparteien ih-
rer beschäftigungspolitischen Verantwor-
tung wieder gerecht werden � andernfalls
wird das Instrument des Flächentarifver-
trags weiter erodieren.

Seit dem Jahre 1991 sind netto insgesamt
1,1 Billionen DM öffentlicher Haushalts-
mittel von West- nach Ostdeutschland ge-
flossen. Der größte Teil davon diente der
sozialen Flankierung des Anpassungspro-
zesses und der Deckung von Finanzierungs-
lücken in den ostdeutschen Länderhaushal-
ten; nur ein geringer Teil wurde für investi-
ve Zwecke verausgabt.

Vielfach werden die Transferzahlungen kri-
tisiert und ihre Rückführung gefordert. Da-
bei wird übersehen, daß ein erheblicher Teil
der Transferleistungen politisch nicht ge-
staltbar ist � all jene Leistungen nämlich,
die aufgrund bundeseinheitlich geltender
Regelungen gewährt werden und deshalb
lediglich das Mißverhältnis von Wirt-
schaftsleistung und Leistungsansprüchen in
den neuen Ländern reflektieren. Hierzu ge-
hören beispielsweise Lohnersatzleistungen
bei Arbeitslosigkeit oder Rentenzahlungen.
Aber auch eine Reihe weiterer Ausgaben,
wie beispielsweise die Investitionen in die
Bundesverkehrswege, sind unmittelbar Fol-

Transferleistungen:
Nur geringe Kürzungs-
spielräume

Westdeutschland Ostdeutschland
1991 1998 1991 1998

 Bruttoinlandsprodukt (BIP) real Mrd. DM 2.647,6 2.889,1 206,0 297,6
 Wohnbevölkerung Mio. 64,1 66,7 15,9 15,3
 Erwerbstätige (Inland) Tsd. 29.189 27.915 7.321 6.053
 Arbeitslose Tsd. 1.689 2.904 913 1.375
 BIP je Einwohner nominal DM 41.321 49.918 12.948 27.982
 BIP je Erwerbstätigen (Produktivität) nominal DM 90.705 120.124 28.138 71.041
 Bruttoeinkommen aus unselbst. Arbeit (BUA) Mrd. DM 1.430,2 1.663,3 177,7 272,2
 BUA je Beschäftigten mtl. DM 4.560 5.594 2.131 4.124
 Bruttolohn-u. -gehaltssumme (BLG) Mrd. DM 1.161,2 1.318,0 149,1 225,7
 Brutto-Durchschnittslöhne mtl. (BLG je Beschäftigten/Monat) DM 3.703 4.430 1.788 4.124

 Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie

Wichtige gesamtwirtschaftliche Daten im Ost-West-Vergleich



Argumente zu Marktwirtschaft und Politik
Nr. 65/September 1999

Seite 6

Ostdeutschland im zehnten Jahr der Einheit:
Was zu tun und was zu lassen ist

ge der Ausweitung des Staatsgebietes
Deutschlands und insoweit nicht als �Son-
derleistungen� für die neuen Länder zu in-
terpretieren. Insgesamt kann nur rund ein
Viertel der gesamten Bruttotransferleistun-
gen � das sind etwa 40 Mrd. DM jährlich
� als spezifische Leistung für Ostdeutsch-
land angesehen werden. Hierzu gehören vor
allem eine Reihe investiver Leistungen des
Bundes und die nicht zweckgebundenen Zu-
weisungen des Bundes an die ostdeutschen
Länder, aber auch ein großer Teil der Aus-
gaben für die Arbeitsmarktpolitik.

Zeitlich befristet und politisch gestaltbar
sind insbesondere die Ostdeutschland zu-
gute kommenden Mittel des Länderfinanz-
ausgleichs (einschließlich der Bundesergän-
zungszuweisungen), der in seiner jetzigen
Form im Jahre 2004 ausläuft. Wie der
Länderfinanzausgleich künftig zu gestalten
sein wird, ist angesichts der anhängigen
Klagen vor dem Bundesverfassungsgericht
ungewiß. Aus ökonomischer Sicht ist beim
Ausgleich von Finanzkraftunterschieden zu-
mindest ein geringerer Nivellierungsgrad
anzuraten als beim derzeitigen System, um
auf diese Weise die Bundesländer zu einer
Pflege ihrer Steuerquellen anzuregen. Auch
die Gemeinschaftsaufgaben von Bund und
Ländern (Art. 91a und b sowie 104a GG)
wären zu überdenken, um einen intensive-
ren Wettbewerb der Regionen zu initiieren.
Trotzdem steht wohl außer Frage, daß die
neuen Bundesländer auch künftig in erheb-
lichem Maße auf Finanzhilfen des Bundes
und der alten Länder angewiesen sein wer-
den, liegt die Steuerkraft der ostdeutschen
Länder, je Einwohner gerechnet, doch bei
nur etwa 40 Prozent des Bundesdurch-
schnitts. Sicherzustellen ist jedoch, daß die
Mittel stärker als in der Vergangenheit für
investive Zwecke verwendet werden.

Grundsätzlich sollten die ostdeutschen
Länder größere Verantwortung für den Auf-
bau Ost übernehmen. Dies kann dadurch
geschehen, daß ihnen, bei einer Reform des
Länderfinanzausgleichs, größere Befugnisse
bei der Verwendung bereitgestellter Mittel,
aber auch bei der Erhebung von Steuern
eingeräumt werden. Dann nämlich wäre für

Die Reihe �Argumente zu Marktwirtschaft und
Politik� greift aktuelle wirtschafts- und gesell-
schaftspolitische Themen auf. Sie erscheint in
loser Folge.
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jeden offenkundig, welche Landesregierung
eine wachstumsfreundliche, welche eine
eher strukturkonservierende Politik betreibt.

Fazit: Kein Grund für
Pessimismus

    Eines sollte klar sein, die Entwicklungs-
perspektiven für die neuen Länder sind kei-
neswegs so schlecht, wie es in der Öffent-
lichkeit zuweilen vermittelt wird. Die gegen-
wärtig niedrigen Wachstumsraten dürfen
nicht den Blick dafür verstellen, daß insbe-
sondere in der Industrie ein Kern von lei-
stungsfähigen Betrieben entstanden ist, die
auf den deutschen wie auch auf den inter-
nationalen Märkten gut mithalten können
und so auch der regionalen Wirtschaftsent-
wicklung Impulse geben. Dies macht für die
weitere Entwicklung Mut.

    In der Öffentlichkeit wird dies freilich
nicht immer so gesehen. Vor allem in Ost-
deutschland findet eine pessimistische
Sichtweise zunehmend Anhänger. Proble-
matisch ist dies vor allem aus zwei Grün-
den: Zum einen besteht die Gefahr von po-
litischem Aktionismus als Reaktion auf ei-
nen vermeintlichen �Absturz-Ost�. Geboten
ist jedoch das Gegenteil: eine verläßliche,
in sich konsistente Politik. Zum anderen,
und dies ist eher noch gefährlicher, können
falsche Einschätzungen zu Resignation, gar
zu Ablehnung unserer Staats- und Wirt-
schaftsordnung führen. Der Schritt hin zu
einer Verklärung der untergegangenen DDR
ist da nicht mehr weit. Um dem entgegen-
zuwirken, bedarf es viel mehr als bislang
geschehen der Aufklärung über die Funkti-
onsweise der Marktwirtschaft und die in ihr
bestehenden Chancen.

    Freilich muß man auch der Tatsache ins
Auge sehen, daß nicht alles Wünschens-
werte kurzfristig erreichbar ist. Man wird
sich eher daran gewöhnen müssen, daß die
Unterschiede in den Einkommen, in den
Lebensbedingungen und in der Ausstattung
mit öffentlichen Einrichtungen im vereinten
Deutschland wohl für lange Zeit größer sein

werden, als es in Westdeutschland vor
1989 der Fall war. Anstatt hierüber zu kla-
gen, sollte man dies jedoch als eine Chan-
ce begreifen: Unterschiede zwischen Regio-
nen stellen eine Voraussetzung für die Her-
ausbildung einer komplementären Arbeits-
teilung innerhalb einer Volkswirtschaft dar,
die letztlich den Wohlstand aller Beteilig-
ten erhöhen kann. Jede Region mag sich
dann auf die Produktionen spezialisieren,
bei denen sie besondere Vorteile aufweist.
Abgesehen davon: Der Osten sollte es als
Vorteil auffassen, daß Verkrustungen und
Erstarrungen, die sich im Westen herausge-
bildet haben, bei ihnen noch nicht etabliert
sind. Die faktische Aufhebung des  Laden-
schlußgesetzes in einigen neuen Bundes-
ländern oder die Erleichterung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren sind
nur zwei Beispiele für die größere Reform-
bereitschaft in den neuen Ländern. Die
Menschen in Ostdeutschland, die große
Aufbau- und Anpassungsleistungen er-
bracht haben, sollten es als ihre Chance
begreifen, sich derartige Freiräume zu be-
wahren � und ganz Deutschland zeigen,
wie das Land vorangebracht werden kann.


